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Die Bundesregierung behauptet bis heute auf Anfrage, dass die Bundeswehr nie Uran-
munition eingesetzt oder getestet hat. Da sagt die Bundesregierung leider die Unwahrheit. 
Wahr ist, dass die Bundeswehr laut Ex-Verteidigungsminister Rudolf Scharping im Zuge 
der Übernahme von Uranmunitionsbeständen der Nationalen Volksarmee diese Munition 
aus NVA-Bestand getestet hat (Der Spiegel v. 24.01.2001). 
 
Die Bundeswehr hat auch schon im August 1983  unter strengster Geheimhaltung selbst 
Tests mit Uranwaffen durchgeführt.  Während die Öffentlichkeit mit Protesten gegen die 
Stationierung von Pershing-Raketen abgelenkt war, verschoss die Bundeswehr 50-60 
Urangranaten mitten in Deutschland auf dem Truppenübungsplatz bei Munster. Dabei  
waren in diesen Geschossen sogar abgebrannte Brennelemente aus  Kernkraftwerken 
verarbeitet worden. Wegen der hohen Geheimhaltungsstufe wurden für die Soldaten  
keinerlei Schutzmaßnahmen getroffen. Einer dieser Soldaten war der 21-jährige Panzer-
schütze Erich Schempp. Im Sommer 1983 war er per Telegramm aus dem Urlaub nach 
Munster beordert worden. Zwei Jahre nach diesen Tests war der vorher kerngesunde 
Mann arbeitsunfähig an Krebs erkrankt. Danach kämpfte er 25 Jahre lang in endlosen 
Prozessen um Anerkennung einer Wehrdienstbeschädigung. Und das, obwohl er sich von 
den Tests eine Kartusche der verwendeten Granaten gesichert hatte und in dieser durch 
eine massenspektroskopische Untersuchung Spuren von Uran 238, Plutoni-um und Uran 
236 festgestellt wurde, wie auch in seinen Haaren und in Gewebeproben von ihm selbst. 
Erst im Jahr 2008 wurde seiner Klage in 2. Instanz vor dem Landessozialgericht stattgege-
ben und die Klage an das erste Gericht zurückverwiesen um die Höhe der Entschädigung 
zu verhandeln. Das dauerte wiederum Jahre. Erich Schempp starb im Dezember 2011 im 
Alter von 49 Jahren bevor ihm eine Wehrdienstentschädigung zugesprochen werden 
konnte. Und das deutsche Verteidigungsministerium schreibt weiterhin jedem auf entspre-
chende Anfrage: „Bis heute hat keine Studie oder Untersuchung einen wissenschaftlich 
nachweisbaren ursächlichen Zusammenhang zwischen der Verwendung abgereicherten 
Urans in Munition und den damit in Verbindung gebrachten Krankheiten aufgedeckt.“ Auch 
unser Verteidigungsministerium sagt damit weiterhin die Unwahrheit. 
Deshalb hier noch ein Zitat aus einem Artikel, der am 30.01.2001 vom  Deutschen Bun-
deswehr Verband (DBwV) veröffentlicht wurde und in dem schon damals schwere Vorwür-
fe gegen den damaligen Verteidigungsminister Scharping erhoben wurden, Zitat: „ Die 
Soldaten erwarten, dass die Verharmlosungspolitik zu Uranmunition beendet wird. Das 
Verteidigungsministerium muss dafür sorgen, dass sich dieses Informationsdesaster nicht 
fortsetzt - auch mit Blick auf mögliche Dienstunfähigkeits- und Wehrdienstbeschädigungs-
verfahren. Das Beispiel der Radarstrahlengeschädigten Soldaten zeigt, dass möglicher-
weise durch Uranmunitionsrückstände geschädigten Soldaten ein jahrelanger Weg durch 
die Gerichtsinstanzen bevorsteht. Der DBwV fordert eine Beweislastumkehr: Der Dienst-
geber muss beweisen, dass es keinen Zusammenhang zwischen dienstlicher Verwendung 
und Erkrankung gibt!“  
Ein mir bekannter Stabsunteroffizier, der in der Zwischenzeit an Krebs erkrankt und 
operiert worden ist, muss nun vor einem Sozialgericht, wie Erich Schempp schon vor 
Jahren, auf  Wehrdienstentschädigung klagen. Es hat sich also bei der Bundeswehr nichts 
geändert. 
 
 


